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Liebe Europafreundinnen, liebe Europafreunde, 
nichts ist mehr so wie es noch letzten Monat war. Der weltweite 
Ausbruch der Corona-Pandemie hat auf regionaler, nationaler, euro-
päischer und globaler Ebene alle unsere Schwerpunkte grundlegend 
verschoben. Es geht nunmehr zuerst und vor allem darum, Neu-
infektionen durch SARS-CoV-2 zu vermeiden, den an COVID-19 Er-
krankten die bestmögliche medizinische Hilfe zukommen zu lassen 
und diejenigen Menschen und Wirtschaftsunternehmen zu unter-
stützen, die durch den nahezu vollständigen Stillstand aller wirt- 
schaftlichen Aktivitäten in existenzielle Schwierigkeiten geraten sind. 
Das trifft natürlich genauso auf die Kultur- und Bildungsträger sowie 
auf die Strukturen der Zivilgesellschaft zu. Die Kommission ist zu 
Beginn der Pandemie teilweise wegen ihrer Maßnahmen oder fehlen-
der Koordinierung in die Kritik geraten. Aber das Gesundheitswesen 
liegt nach der Struktur der EU-Verträge in der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten, die die Situation vor Ort am besten einschätzen kön-
nen. Der EU kommt hier nur eine unterstützende Funktion nach Art. 
168-AEUV zu. Auch die einseitigen Grenzschließungen, die häufig 
unabgestimmt teilweise über Nacht ausgesprochen wurden, haben 
eine Rechtsgrundlage in Art. 28 des Schengener Abkommens. Die 
Kommission muss hierüber nur informiert werden und hat zumindest 
im Nachgang eine Koordinierung der Maßnahmen und teilweise 
Korrekturen erreichen können. Eine wichtige Rolle wird der EU aber 
bei der Überwindung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise 
zukommen. Hier zeigt sich, dass man aus der Finanzkrise der Jahre 
seit 2008 gelernt hat. Sehr früh liegen in Brüssel bereits die 
Maßnahmen vor, die auf breiter Front das Wirtschaftsleben und die 
Mitgliedstaaten durch die Krise bringen sollen (stark ausgeweitete 
Möglichkeiten für staatliche Beihilfen, wirtschaftliche Stimulus-
Pakete, gelockerte Regelungen für die staatliche Verschuldung und 
vieles mehr). Da wir derzeit keine Bildungsveranstaltungen, 
Bildungsreisen etc. durchführen können, möchten wir Sie auf diesem 
Wege über aktuelle Entwicklungen in der Europäischen Union 
informieren. Besonders widmen wir uns dabei der Darstellung des 



 
4 

 

aktuellen Zwischenstands mit Blick auf die im Kontext der Corona-
Krise ergriffenen oder auf den Weg gebrachten Maßnahmen. 
Während man auf EU-Ebene im Februar im Rahmen der Debatte über 
den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen noch darüber gestritten 
hat, ob 1,0 oder 1,074 % des Bruttonationaleinkommens der EU als 
Budget zur Verfügung stehen sollten, geht es heute darum, möglichst 
viel des zugrundeliegenden Wirtschaftslebens durch die Krise 
hindurch zu erhalten. Wir haben einmal – nicht abschließend und 
vollständig – eine Übersicht von Maßnahmen bis 3. April 2020 auf 
EU-Ebene zusammengestellt. Daraus wird ersichtlich, welche 
umfangreichen Pakete für die Unterstützung von betroffenen 
Menschen, Ländern und Regionen geschnürt worden sind. In diesen 
Krisenzeiten bieten Länder, Regionen und Städte in der gesamten EU 
ihren Nachbarn Hilfe an, und zwar dort, wo sie besonders dringend 
benötigt wird. Sie spenden Schutzausrüstung wie Masken, 
übernehmen grenzübergreifend die Behandlung von Patienten und 
helfen bei der Rückholung und Wiedereingliederung von Bürgerinnen 
und Bürgern. Das ist gelebte europäische Solidarität! 

Nun noch ein Hinweis in eigener Sache: Unsere Geschäftsstelle bleibt 
vorerst alternierend besetzt. Das Team arbeitet abwechselnd im 
Homeoffice. Bitte sehen Sie allerdings von Besuchen dort ab. Aus-
künfte werden natürlich gern telefonisch oder per mail gegeben.  

Zunächst geht es aber darum, gesund durch die Krise zu kommen. 
Das Osterfest steht bevor und viele von uns müssen zu Hause 
bleiben. Das wird für die Betroffenen nicht leicht werden. Bitte 
nehmen Sie die angeordneten Maßnahmen sehr ernst und schützen 
Sie sich und Ihre Angehörigen. Das ist nicht nur in Ihrem, sondern in 
unser aller Interesse! 

Ich wünsche Ihnen von ganzem Herzen Gesundheit für Sie und Ihre 
Familien, und kommen Sie gut durch diese schwierige Zeit! 

Ihr    

Jürgen Lippold 
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Aus einem Interview mit dem 
EUD-Generalsekretär Christian Moos 

 

Am 26. März 1995 wurde der Schengen-Raum Realität: Die 
Grenzkontrollen zwischen Deutschland, Frankreich, den Benelux-
Staaten, Spanien und Portugal wurden abgeschafft.  Für Christian 
Moos, Generalsekretär der Europa-Union Deutschland, haben die 
Asyldebatte 2015 und die jetzige Corona-Pandemie diese 
Errungenschaft der EU auf die härteste Probe ihres 25-jährigen 
Bestehens gestellt. 

Christian Moos sprach mit Claire Stam, Chefredakteurin von 
EURACTIV Deutschland. 

Ist die Neuaufteilung des Schengen-Raums ein Symptom oder eine 
Rückkehr des individuellen Krisenmanagements? 

Wenn ich das positiv fassen soll, würde ich sagen, dass die zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten geschlossenen Grenzen ein Wesens-
merkmal der föderalen Ordnung sind, wie wir sie in Ansätzen in 
Europa und vollentwickelt in der Bundesrepublik Deutschland haben. 
Viele Entscheidungen fallen zunächst dezentral, führen teils zu 
Widersprüchen. Eine Stärke jeder föderalen Ordnung ist aber, dass 
viele mitdenken und man schnell voneinander lernen kann. Die 
Maßnahmen gleichen sich also an. Das lässt sich in diesen Tagen 
sowohl auf nationaler wie auch auf europäischer Ebene beobachten 
und ist auch gut so. Dezentrales Krisenmanagement muss also nichts 
Schlechtes sein. Individuelles Krisenmanagement und Alleingänge, 
die anderen Mitgliedstaaten oder, in Deutschland, Bundesländern 
schaden, sind aber nicht positiv zu bewerten. Eine andere Frage ist, 
ob die Grenzschließungen im Kampf gegen die Corona-Pandemie 
helfen. Da habe ich begründete Zweifel. Vielmehr schaden sie dem 
europäischen Zusammenhalt, ohne jeden erkennbaren epidemiologi-
schen Nutzen. 
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Sie halten die Grenzschließungen also nicht für sinnvoll? 

Die Grenzschließungen und Beschlagnahmungen sind nationale 
Alleingänge, die den Warenverkehr massiv stören, auch wenn der 
richtigerweise weiterfließen soll. Sie hindern Berufspendler daran, 
zur Arbeit zu gehen, obwohl sie keine Gefahr darstellen, wenn sie 
sich wie alle anderen an die allgemeingültigen Regeln des Social 
Distancing halten. Das Virus ist längst im Land. An den Grenzen 
aufhalten kann man es nicht. Die Grenzschließungen im Inneren sind 
reine Symbolpolitik. 

Dass in der gegenwärtigen Lage die Bewegungsfreiheit der 
Bürgerinnen und Bürger im Rahmen des Seuchenschutzes 
eingeschränkt wird, ist richtig, betrifft vor allem die Mobilität 
innerhalb der Mitgliedsstaaten. 

Nutzen die EU-Mitgliedstaaten Ihrer Meinung nach die bestehenden 
europäischen Instrumente ausreichend?  

Die Europäische Union arbeitet richtigerweise an einem gemein-
samen europäischen Datenraum, an gemeinsamen Cloud-Lösungen 
mit Superrechnern, die die gemeinsame Verarbeitung und Nutzung 
ungeheurer Datenmengen in Europa erlauben. Das ist jetzt wichtiger 
denn je, gerade auch mit Blick auf nicht personalisierte Gesundheits-
daten. Die Regierungen sollten in der Tat ihre Entscheidungen besser 
miteinander abstimmen und sie evidenzbasiert treffen. Dabei sind 
Dienste, wie sie das ECDC bietet, sehr hilfreich. 

Immerhin bemühen sich die Finanzminister um gemeinsame 
Antworten auf die katastrophalen wirtschaftlichen Folgen der Seuche 
und die Finanzstabilität in der Währungsunion. Die Maßnahmen zur 
Entschleunigung der Infektionswellen, zur Bereitstellung von 
medizinischem Material und von überlebenswichtigen Leistungen der 
Daseinsvorsorge, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und natürlich zur Identifikation bereits zugelassener Medikamente 
zur Herstellung eines Impfstoffs – das alles muss europäisch 
abgestimmt erfolgen 
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Innerhalb von fünf Jahren wurde Europa mit zwei Krisen 
konfrontiert, die den Begriff der Grenzen, wie wir sie seit 
fünfundzwanzig Jahren kennen, in Frage stellen: Die Ankunft vieler 
Flüchtlinge in 2015 und die jetzige Ausbreitung des Coronavirus. 
Glauben Sie, dass dies eine Art Crash-Test für Schengen ist? 

Ja, das ist ganz unbestreitbar der Fall. Beide Herausforderungen, die 
Fluchtbewegung des Jahres 2015 und die Corona-Pandemie, stellen 
den Zusammenhalt der EU-Staaten auf die Probe. Aber anders als 
2015, als es keine Gesundheitsgefahr und keine negativen 
wirtschaftlichen Folgen gab, ist das, was aktuell geschieht, für 
praktisch alle EU-Staaten absehbar die größte Krise seit dem Zweiten 
Weltkrieg. 2015 war von irrationalen Ängsten geprägt. Wer heute 
Angst hat, ist nicht irrational. Daher wird es mehr Solidarität geben 
müssen, auf allen Ebenen. Zumal eine Mehrheit der Menschen in 
Europa mehr europäische Zusammenarbeit will, und Schengen 
gehört ganz klar dazu. 

Mehr Zusammenarbeit wäre also dringend geboten. In einigen 
Mitgliedstaaten haben die Menschen aber mehrheitlich für national-
chauvinistische politische Kräfte gestimmt, die demokratische und 
rechtsstaatliche Grundsätze mit den Füßen treten. Bleiben diese 
Kräfte noch lange an der Macht, wird Europa weiter Schaden 
nehmen. Ungarns Regierung etwa nutzt die Corona-Krise nun, um 
langfristig die totale Kontrolle zu erlangen. Auf den Punkt gebracht 
heißt dies: Es gibt inzwischen Diktaturen in der EU. Vielleicht wird es 
irgendwann zu einer Neugründung einer wieder wertebasierten 
Gemeinschaft kommen müssen. EU-Gelder, die Leuten wie Orbán 
nutzen, sollten nicht mehr allzu lang fließen. 

Natürlich müssen wir auch vor der eigenen Tür kehren. Was tun wir 
in Berlin für den europäischen Zusammenhalt?  

Vor dem Virus hätte ich darauf noch anders geantwortet. Die 
Verwerfungen, die Corona auslöst, werden die Europäer aber zu 
einer sehr viel tieferen Zusammenarbeit zwingen. Oder sie werden 
die EU, zumindest ihre Währungsunion, zersprengen. 
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Als Europa-Union Deutschland setzen wir uns – immer im Geiste des 
Subsidiaritätsprinzips – für weitere Integrationsschritte und damit für 
weiteres Pooling and Sharing von Souveränität ein. Weitere 
Kompetenzübertragungen im Bereich der Außen- und Sicherheits-
politik, der Vertretung der Staaten auf der internationalen Bühne, der 
Sozialpolitik sowie der inneren Sicherheit sehen wir als notwendig an. 

Wird die Pandemie zu neuen EU-Kompetenzen führen? 

Angesichts der Lage halte ich europäische Schuldtitel und 
Reformprogramme, die auf Augenhöhe vereinbart werden und zu 
einer Angleichung der Lebensverhältnisse auf möglichst hohem 
Niveau führen, für sinnvoll. Sie sind jetzt geradezu unverzichtbar. Die 
EZB allein wird den Euro angesichts der durch Corona verursachten 
Neuverschuldung nicht mehr absichern können. Die Mitgliedstaaten 
sind zum Handeln gezwungen. Deutschland sollte hier nicht auf der 
Bremse stehen, sondern aktiv dazu beitragen, dass ein gangbarer 
Weg gefunden wird, der Fehlanreize vermeidet, ohne dass das Wort 
‚Austerität“ wieder oder weiterhin zum Spaltpilz wird.  

Steuern wir auf eine institutionelle Krise im gleichen Ausmaß wie 
jene 2015 zu? 

Nein. Die Krise, die jetzt kommt, ist weit größer, wenn kein Wunder 
geschieht. Darin liegen aber auch Chancen. Viele unserer Forde-
rungen als europäische Föderalisten lesen sich wie eine Blaupause für 
die jetzt zu findenden Antworten. Die angekündigte Konferenz über 
die Zukunft Europas, der neue Mehrjährige Finanzrahmen und jetzt 
die notwendige Bewältigung der Folgen der größten Krise seit dem 
Weltkrieg, das alles kulminiert sich in diesem Jahr 2020, das für 
Europa ein Epochenjahr sein wird. Noch haben wir es in der Hand, die 
richtigen Antworten zu finden, die uns auch in den 20er und 30er 
Jahren ein Leben in Freiheit und Würde sichern. 
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Die Europäische Kommission koordiniert die gemeinsame 
COVID-19-Krisenreaktion. 

Mit entschlossenen Maßnahmen sollen das öffentliche Gesund-
heitswesen in der EU gestärkt und die Auswirkungen auf Gesell-
schaft und Wirtschaft abgefedert werden. Die Mitgliedstaaten 
sollen bei der Koordinierung ihrer nationalen Maßnahmen unter-
stützt und objektiv über die Ausbreitung des Virus informiert und 
wirksame Maßnahmen zu dessen Eindämmung eingeleitet werden.  

 

Kommission schlägt am 02. 04. 2020 einen 100-Milliarden-
Fonds für Arbeitnehmer vor! 

 

Die EU-Mitgliedsstaaten sollen Garantien geben, damit bis zu 100 
Milliarden Euro für einen neuen, zeitlich begrenzten Fonds zur Unter-
stützung von Arbeitnehmern in stark vom Coronavirus betroffenen 
Ländern aufgebracht werden können. Die Präsidentin der 
Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, hat am Mittwoch 
angekündigt, dass ihre Institution ein neues Instrument zur 
vorübergehenden Unterstützung und Minderung von Arbeitslosig-
keitsrisiken im Notfall („Support to mitigate Unemploy-ment Risks in 
an Emergency“, SURE) vorschlagen wird. „Das ist gelebte europäische 
Solidarität in der Krise,“ sagte die EU-Kommissionspräsidentin von 
der Leyen. Sie betonte, das vorgeschlagene Instrument werde helfen, 
„in der Krise Millionen Jobs zu erhalten und Europas Wirtschafts-
motor danach schnell wieder anzuwerfen“. 

In dem Dokument heißt es: „Das SURE-Instrument wird als zweite 
Verteidigungslinie fungieren und Kurzarbeitsregelungen sowie ähn-
liche Maßnahmen unterstützen, um den Mitgliedsstaaten zu helfen, 
Arbeitsplätze und damit Arbeitnehmern und Selbständige vor dem 
Risiko von Arbeitslosigkeit und Einkommensverlust zu schützen.“ 
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Bisherige Maßnahmen 

 

Die Europäische Kommission hat einen Beraterstab zu 
COVID-19 eingesetzt, dem Epidemiologen und Virologen aus 
verschiedenen Mitgliedstaaten angehören 

Das Expertenteam soll EU-Leitlinien für wissenschaftlich fundierte, 
koordinierte Risikomanagementmaßnahmen ausarbeiten. Den Vor-
sitz in diesem Team, das auf der Grundlage eines Mandats der EU-
Mitgliedstaaten eingerichtet wurde, übernehmen die Präsidentin der 
Kommission, Ursula von der Leyen‚ und die Kommissarin für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit, Stella Kyriakides. 

Dazu die für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zuständige 
Kommissarin: „Epidemiologen und Virologen stehen gemeinsam mit 
unseren Fachkräften im Gesundheitswesen und den Klinikärzten an 
vorderster Front bei der Bekämpfung der Ausbreitung von COVID-19. 
Zeit und wissenschaftlicher Sachverstand sind entscheidende 
Faktoren, um diesen Kampf zu gewinnen. Das neue Team wird eine 
wichtige Rolle bei der medizinischen Reaktion der EU auf die 
Pandemie spielen. Es wird sich auf die Arbeiten des Europäischen 
Zentrums für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten 
(ECDC) stützen und diese Arbeiten ergänzen.“ 

Das Expertenteam setzt sich aus sieben Mitgliedern aus sechs 
Mitgliedstaaten zusammen, die unabhängig und in eigenem Namen 
agieren werden. Das Europäische Zentrum für die Prävention und die 
Kontrolle von Krankheiten (ECDC), die Europäische Arzneimittel-
Agentur (EMA) und das Zentrum für die Koordinierung von 
Notfallmaßnahmen (ERCC) nehmen als Beobachter teil. Die Mit-
glieder kommen mindestens zweimal wöchentlich per Videokon-
ferenz zusammen, um über von der Kommission vorgelegte Fragen 
oder von den Mitgliedern vorgeschlagene Punkte zu beraten. 
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EU-Maßnahmen zur Beschaffung lebensrettender medizini-
scher Geräte 

In der vergangenen Woche hat die EU-Kommission ein Programm zur 
Sammlung von medizinischer Ausrüstung (durch „rescEU“) eingerich-
tet, damit die zur Bekämpfung von COVID-19 erforderliche Aus-
rüstung schnell in die Mitgliedstaaten gelangen kann, in denen ein 
Mangel herrscht. Diese Ausstattung wird benötigt, um infizierte 
Patienten zu behandeln, das Gesundheitspersonal zu schützen und 
die Ausbreitung des Virus zu verlangsamen. Das Parlament arbeitet 
mit den Mitgliedstaaten zusammen, um rasch 40 von insgesamt 50 
Millionen Euro für medizinische Geräte für die Intensivmedizin, wie 
Beatmungsgeräte und persönliche Schutzausrüstung oder 
wiederverwendbare Masken, freizustellen. 

Die Mitgliedsstaaten schließen sich auch im Rahmen der Verein-
barung über die gemeinsame Beschaffung (Joint Procurement Agree-
ment) zusammen, um persönliche Schutzausrüstung, Beatmungs-
geräte und für Coronavirus-Tests notwendige Artikel zu kaufen. Eine 
solche Zusammenarbeit wird ihnen eine stärkere Position auf dem 
Weltmarkt verschaffen. 

 

Harmonisierte Normen für Medizinprodukte zur Deckung 
des akuten Bedarfs 

Die Kommission hat Beschlüsse über harmonisierte Normen ange-
nommen, die es den Herstellern ermöglichen werden, leistungsstarke 
Medizinprodukte zum Schutz der Patientinnen und Patienten, der 
Angehörigen der Gesundheitsberufe sowie der Bürgerinnen und 
Bürger im Allgemeinen in Verkehr zu bringen. Diese Normen sollen 
ein schnelleres und kostengünstigeres Konformitätsbewertungs-
verfahren ermöglichen. Die überarbeiteten harmonisierten Normen 
spielen bei der derzeitigen Coronavirus-Pandemie eine zentrale Rolle, 
da sie Produkte von zentraler Bedeutung* betreffen, wie z. B.: 
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• medizinische Gesichtsmasken 
• Operationsabdecktücher und -mäntel sowie Rein-Luft-Kleidung 
• Reinigungs- und Desinfektionsgeräte 
• Sterilisation 
Nach einem dringenden Appell der Kommission haben das Euro-
päische Komitee für Normung (CEN) und das Europäische Komitee für 
elektrotechnische Normung (Cenelec) in Abstimmung mit allen ihren 
Mitgliedern zahlreiche Normen für bestimmte Medizinprodukte und 
persönliche Schutzausrüstungen verfügbar gemacht. 

 

Kommission stockt Forschungsmittel auf und wählt Projekte 
zur Impfstoffentwicklung, Behandlung und Diagnose aus 

Die Kommission hat nach einem ersten Aufruf über 10 Mio. Euro im 
Januar nun weitere 37,5 Mio. Euro für dringende Forschungsarbeiten 
zur Entwicklung eines Impfstoffs gegen das Coronavirus bereit-
gestellt. Damit konnten 17 Projekte ausgewählt werden, an denen 
136 Forschungsteams aus der gesamten EU und darüber hinaus 
beteiligt sind. Diese Teams werden an der Entwicklung von Impf-
stoffen, neuen Behandlungsmethoden, Diagnosetests und medizini-
schen Systemen arbeiten, mit denen die weitere Ausbreitung des 
Coronavirus verhindert werden soll. Mit diesem zusätzlichen Betrag 
aus dem Programm Horizont 2020 hat die Kommission die Mittel für 
die im Januar veröffentlichte dringliche Aufforderung zur Einreichung 
von Vorschlägen für die Bekämpfung von COVID-19 auf 47,5 Mio 
erhöht. Diese Maßnahme ist Teil der koordinierten Reaktion der EU 
auf die Bedrohung der öffentlichen Gesundheit durch das Virus. 

EU-Kommission präsentiert koordinierte Maßnahmen für 
die Abfederung der wirtschaftlichen Folgen des Coronavirus 

COVID-19 hat mit Infektionen in allen Mitgliedstaaten eine schwere 
gesundheitliche Notlage für alle Bürgerinnen und Bürger, Gesell-
schaften und Volkswirtschaften bewirkt. COVID-19 ist gleichzeitig ein 
großer wirtschaftlicher Schock für die EU. Die Kommission präsentiert 
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deshalb EU-weit koordinierte Sofortmaßnahmen zur Abfederung der 
sozioökonomischen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie. Die 
Kommission wird alle ihr zur Verfügung stehenden Instrumente 
nutzen, um die Folgen der Pandemie abzufedern, insbesondere: 

– Sicherstellung der notwendigen Versorgung unserer 
Gesundheitssysteme, ohne den Binnenmarkt noch die 
Wertschöpfungsketten zu gefährden; 
– Unterstützung der Menschen, damit Einkommen und Arbeitsplätze 
nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt werden und die Krise keine 
dauerhaften Folgen hinterlässt; 
– Unterstützung von Unternehmen und Gewährleistung der Liquidität 
des Finanzsektors im Interesse einer weiteren Unterstützung der 
Wirtschaft und 
– Beförderung eines entschlossenen und abgestimmten Handelns der 
Mitgliedstaaten durch volle Ausschöpfung der Flexibilität unserer 
Rahmenregelungen für staatliche Beihilfen und für den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt. 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen erklärte dazu: „Die 
Coronavirus-Pandemie stellt uns alle auf eine harte Probe. Die ist 
nicht nur eine beispiellose Herausforderung für unsere Gesundheits-
systeme, sondern auch ein großer Schock für unsere Volkswirt-
schaften. Das angekündigte umfangreiche Paket wirtschaftlicher 
Maßnahmen stellt auf die aktuelle Lage ab. Wir sind bereit, mehr zu 
tun, wenn sich die Lage ändert. Wir werden alle notwendigen 
Schritte treffen, um die europäischen Bürgerinnen und Bürger und 
die europäische Wirtschaft zu unterstützen.“ 

Parlament billigt entscheidende EU-Unterstützungsmaß-
nahmen  

Als Teil der gemeinsamen Reaktion der EU auf den Ausbruch von 
COVID-19 haben die Abgeordneten auf einer außerordentlichen 
Plenarsitzung den bisher von der Kommission ausgearbeiteten  Maß-
nahmen zugestimmt. 
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Europäischer Rat bittet von der Leyen um koordinierte 
Strategie für die Zeit nach der Corona-Pandemie  

Auf Bitten der EU-Staats- und Regierungschefs wird die Kommissions-
präsidentin gemeinsam mit Ratspräsident Michel und anderen Or-
ganen wie der Europäischen Zentralbank und der Europäischen 
Investitionsbank eine koordinierte Strategie für die Zeit nach der 
Corona-Pandemie vorlegen. Dazu gehört ein Aktionsplan für eine 
umfassende wirtschaftliche Erholung und beispiellose Investitionen. 
Bei ihrer Videokonferenz würdigten die Staats- und Regierungschefs 
die bisherigen Initiativen der Kommission in der Coronakrise.  

 

Kommission stockt Mittel für Rückholflüge und rescEU-
Vorrat auf 

Die Europäische Kommission hat überdies vorgeschlagen, 75 Mio. 
EUR aus dem EU-Haushalt bereitzustellen, um die Mitgliedstaaten bei 
der Rückholung von EU-Bürgern zu unterstützen und die Mittel für 
die Bevorratung medizinischer Ausrüstung im Rahmen von rescEU 
aufzustocken. 
Johannes Hahn‚ für den EU-Haushalt zuständiges Kommissions-
mitglied, erklärte diesbezüglich: „Diese Maßnahme ist ein weiteres 
Beispiel dafür, wie der EU-Haushalt Mehrwert schaffen kann, wenn 
und wo er am nötigsten gebraucht wird. Sie veranschaulicht ferner 
aufs Vortrefflichste die Solidarität und Zusammenarbeit in Europa.“ 

Passagierrechte 

Die EU - Kommission hat am 19. März 2020 Auslegungsleitlinien zu 
den EU-Verordnungen über Passagierrechte veröffentlicht. Grund-
sätzlich ergeben sich verschiedene Rechte der Reisenden, falls die 
Beförderung auf Grund des Corona-Virus nicht durchgeführt werden 
kann. Mit diesen Leitlinien soll die Anwendung der EU-Verordnungen 
über Passagierrechte vor dem Hintergrund des COVID-19-Ausbruchs 
geklärt werden, insbesondere in Bezug auf die Vorgehensweise bei 
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Annullierungen und Verspätungen. Den Beförderungsunternehmen 
könnte es unmöglich sein, den Fluggast innerhalb eines kurzen Zeit-
raums anderweitig an den vorgesehenen Zielort zu befördern. 
Darüber hinaus könnte es eine Zeit lang unklar sein, wann eine 
anderweitige Beförderung möglich sein wird. Daraus ergeben sich 
dann spezifische Rechte der Reisenden, u. a. auf Entschädigung oder 
Betreuungsleistungen. Neben den EU-Maßnahmen sind aber auch 
Erstattungen über nationale Regelungen möglichen. Viele Unterneh-
men haben wegen des Coronavirus auch Kulanzregelungen getroffen, 
über die Reisende ihr Geld zurückerhalten, z.B. die Deutsche Bahn. 

 

Kommission unterstützt Kurzarbeits-, Fortbildungs- und 
Umschulungsprogramme 

Die Kommission unterstützt die Mitgliedstaaten bei der Förderung 
von bewährten Kurzarbeits- Fortbildungs- und Umschulungs-
programmen. Nach der Videokonferenz der EU-Beschäftigungs-
minister am 19. März 2020 wurden die Mitgliedstaaten aufgerufen, 
eng mit den Sozialpartnern, Gewerkschaften und Unternehmens-
verbänden zusammenzuarbeiten, die wichtige Verbündete bei der 
Bewältigung der sozioökonomischen Auswirkungen des Virus sind. Im 
Rahmen der Corona Response Investment Initiative kann der Euro-
päische Sozialfonds Kurzarbeitsprogramme, Beihilfen für Eltern, die 
aufgrund von Betreuungspflichten nicht mehr arbeiten gehen 
können, oder zusätzliches Gesundheitspersonal mitfinanzieren. Der 
Vorschlag der Kommission für eine europäische Arbeitslosenrück-
versicherung soll schneller kommen, um Maßnahmen der Mitglied-
staaten zur Erhaltung von Arbeitsplätzen und Qualifikationen zu 
unterstützen. Zur Unterstützung von entlassenen Arbeitnehmern und 
Selbständigen könnte auch der Europäische Globalisierungsfonds 
eingesetzt werden. Für 2020 sind bis zu 179 Millionen € im Topf. Ein 
Einsatz muss noch final bestimmt werden.  

Teil der Initiative werde ein Konjunkturpaket sein, mit dem der 
Zusammenhalt innerhalb der Union durch Solidarität und 
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Verantwortlichkeit gesichert werden solle. Die Verhandlungen über 
den Finanzrahmen für die Jahre 2021 bis 2027 waren im Februar 
vorerst gescheitert. Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass bei den 
Verhandlungen über den Haushalt auch über die Vergemein-
schaftung von Schulden gestritten wird. Besonders finanzschwächere 
Länder hatten in einer Telefonkonferenz der Staats- und Regierungs-
chefs am 26. März 2020 dafür plädiert gemeinsame Schuldtitel - sog. 
Corona-Bonds - herauszugeben. Vereinbart wurde, dass die Finanz-
minister der Eurozone binnen zwei Wochen Vorschläge unterbreiten 
sollen. Deutschland lehnt Schuldtitel mit einer gemeinsamen Haftung 
der EU-Länder weiterhin ab und schlägt vor, stattdessen den Euro-
Rettungsfonds ESM zu nutzen, um Länder mit geringen Haushalts-
spielräumen in der Corona-Krise zu unterstützen. 

 

Kommission leistet weitere Unterstützung für Agrar- und 
Lebensmittelsektor in der EU 

Nach dem Ausbruch des Coronavirus stellt der Agrar- und 
Lebensmittelsektor der Europäischen Union seine Krisenfestigkeit 
unter Beweis und versorgt die Europäerinnen und Europäer 
weiterhin mit hochwertigen und sicheren Nahrungsmitteln. Dennoch 
stehen die Landwirte und Erzeuger vor Herausforderungen und 
zunehmend unter Druck. Ernährungssicherheit und eine wirksame 
Lebensmittelversorgungskette auf dem ganzen Kontinent zu 
gewährleisten, hat für die Kommission weiterhin Priorität. 

Die Kommission verfolgt alle Agrarmärkte und den Handel mit 
Lebensmitteln aufmerksam; die Daten der EU - Marktbeobach-
tungsstellen werden auf dem neuesten Stand gehalten. 

Kommissar Wojciechowski sagte: „Wir stehen vor einer beispiellosen 
Krise und ich bin den Landwirten und Erzeugern dankbarer denn je 
für die schwere Arbeit, die sie trotz der immer größeren 
Schwierigkeiten und des zunehmenden Drucks ohne Unterlass 
leisten. Diese schwierigen Zeiten haben gezeigt, wie krisenfest unsere 
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Lebensmittelversorgungskette ist. In der heutigen Sitzung konnten 
wir uns ein Bild von der sich ständig ändernden Lage machen. Ich 
habe genau zugehört und sämtliche Vorschläge und Anfragen 
aufgenommen; die Kommission wird diese nun prüfen und 
Antworten liefern. Ich werde die Lage weiterhin im engen Kontakt 
mit den Mitgliedstaaten genau beobachten. Wenn nötig sind wir 
bereit, weitere Maßnahmen zu ergreifen.“ 

 

Kommission fördert Freizügigkeit systemrelevanter Arbeits-
kräfte 

Die EU – Kommission hat am 30. März zwei Mitteilungen zur 
Freizügigkeit veröffentlicht. 

In den ersten Leitlinien werden Arbeitskräfte mit systemrelevanten 
Aufgaben aufgeführt, für die die Wahrung der Freizügigkeit als 
wesentlich erachtet wird. Dazu gehören Berufe im Gesundheits-
wesen, Betreuungspersonal für Kinder und ältere Menschen, Wissen-
schaftler im Gesundheitssektor, mit der Installation lebenswichtiger 
Medizinprodukte betraute Techniker, Berufsfeuerwehrleute und Poli-
zisten, Arbeitskräfte im Verkehrssektor sowie Menschen, die in der 
Lebensmittelbranche tätig sind. Die Mitgliedstaaten sind aufge-
fordert, den reibungslosen Grenzübertritt für diese Personengruppen 
zu gewährleisten. Auch Saisonarbeitskräfte fallen bei besonderem 
Bedarf unter diese Kategorie. 

 

In der zweiten Mitteilung zur Umsetzung der vorübergehenden Be-
schränkungen nicht notwendiger Reisen in die EU gibt die 
Kommission Hinweise zu möglichen Einschränkungen bei der Ein-
reise, zu Gesundheitskontrollen und zum Selbstschutz des Grenz-
schutzpersonals. 
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EU - Rat ergreift Maßnahmen zur Gewährleistung der 
institutionellen Kontinuität  

Der Rat ergreift Maßnahmen, um die Kontinuität seiner Arbeit unter 
den derzeitigen außergewöhnlichen Umständen aufgrund der COVID 
19-Pandemie zu gewährleisten. Dazu hat er sich auf eine befristete 
Ausnahme von seiner Geschäftsordnung geeinigt, um die Beschluss-
fassung im Wege des schriftlichen Verfahrens zu erleichtern. 

Diese Ausnahme ermöglicht es den EU-Botschafterinnen und  Bot-
schaftern, das schriftliche Verfahren nach derjenigen Abstimmungs-
regel anzuwenden, die für den Erlass des betreffenden Gesetz-
gebungsakts selbst gilt. Dies bedeutet, dass bei allen Beschlüssen 
über die Anwendung des schriftlichen Verfahrens die derzeit 
vorgeschriebene Einstimmigkeit nicht mehr erforderlich ist. 

Dieser Beschluss gilt für einen Monat und kann verlängert werden, 
wenn dies aufgrund des Fortdauerns der derzeit bestehenden außer-
gewöhnlichen Umstände gerechtfertigt ist. 

Hintergrund: 

Rechtsakte des Rates können entweder auf ordentlichen 
Ratstagungen oder erforderlichenfalls im Wege eines schriftlichen 
Verfahrens angenommen werden. Die außergewöhnlichen Umstände 
aufgrund der COVID 19-Pandemie haben viele Ministerinnen und 
Minister an der Anreise zu Ratstagungen gehindert. Dies erschwert es 
wiederum, das erforderliche Quorum zu erreichen und damit ordent-
liche Ratstagungen abzuhalten. Mit dem Beschluss wird die Anwen-
dung des schriftlichen Verfahrens erleichtert; damit wird zur 
Gewährleistung der Kontinuität der Amtsgeschäfte des Rates 
beigetragen. Der Rat wird weiterhin informelle Videokonferenzen der 
Ministerinnen und Minister abhalten, wann immer dies als für die 
Kontinuität seiner Kerntätigkeit sinnvoll erachtet wird. 
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Europäische Bankenaufsichtsbehörde weitet Ausschüttungs-
beschränkungen auf alle EU-Banken aus und nimmt auch 
variable Vergütung ins Visier 

Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) mit Sitz in Paris hat 
allen europäischen Banken dringend angeraten, Dividenden-
zahlungen und Aktienrückkäufe vorübergehend auszusetzen. Damit 
folgt die EBA der Europäischen Zentralbank (EZB), die bereits den von 
ihr direkt beaufsichtigten großen Kreditinstituten die Einbehaltung 
von Gewinnen und Rücklagen bis mindestens 1. 10. 2020 nahegelegt 
hatte. Die EBA geht sogar noch einen Schritt weiter und fordert die 
nationalen Bankaufseher dazu auf, die Institute zu vorsichtigen 
Vergütungspolitiken anzuhalten. Das gilt nun auch für alle kleinen 
und mittleren Institute in der EU. Das Aussetzen von Ausschüttungen 
soll das Eigenkapital der Banken stärken, damit sie mögliche Verluste 
durch die Corona-Pandemie alleine tragen können. Trotz der 
Empfehlung der EZB haben laut Süddeutscher Zeitung Aareal Bank, 
Deutsche Pfandbriefbank sowie Commerzbank die Ausschüttung von 
Dividenden für das vergangene Geschäftsjahr noch nicht 
ausgeschlossen. 

 

Desinformationen zum Coronavirus  

Neben wahren Meldungen zum Coronavirus verbreiten sich 
zunehmend auch Falschinformationen. Einige Meldungen scheinen 
bewusst gestreut zu werden, um Angst und Unsicherheit zu verbrei-
ten. Die East Strat Com veröffentlicht auf ihrer Webseite Nachrichten 
aus Russland. Die East Strat Com Task Force ist Teil des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes. Sie wurde auf Beschluss des Europäischen 
Rates gegründet und dient dem Ziel, Russlands Desinformations-
kampagnen entgegenzuwirken. Sie hat am 16. März 2020 einen 
Bericht zum Coronavirus veröffentlicht.  
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Prüfer des Europäischen Rechnungshofes nehmen die 
Bekämpfung von Desinformationen ins Visier 

Im Rahmen einer jüngst in die Wege geleiteten Prüfung untersucht 
der Europäische Rechnungshof (EuRH) die Anstrengungen, die die 
Union unternimmt, um die Verbreitung nachweislich falscher oder 
irreführender Informationen zu bekämpfen, deren Ziel ein 
wirtschaftlicher Gewinn oder die vorsätzliche Täuschung der Öffent-
lichkeit ist und die öffentlichen Schaden anrichten können. Zu den 
Prüfungsgegenständen gehören die Kapazität der StratCom Task-
forces des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) zur Bekämpfung 
von Desinformation, die Einrichtung des Frühwarnsystems, der von 
Online-Plattformen und sonstigen Einrichtungen unterzeichnete 
Verhaltenskodex sowie Projekte und EU-Initiativen zur Sensibilisie-
rung und zur Verbesserung der gesellschaftlichen Widerstands-
fähigkeit. Die zunehmende Nutzung des Internet, der sozialen 
Medien und der neuen digitalen Technologien haben die Art und 
Weise, wie Menschen Informationen erhalten und kommunizieren, 
revolutioniert. Gleichzeitig hat dies zu wachsenden Herausforderun-
gen geführt, darunter der unberechtigte Zugriff auf Daten und deren 
unbefugte Nutzung sowie eine rasche Verbreitung irreführender 
Inhalte. Sensible Themen wie Migration, Klimawandel und Gesund-
heitsthemen werden oft genutzt, um die Gesellschaft zu polarisieren. 
"Jeder Versuch, die Allgemeinheit mit böswilliger Absicht vorsätzlich 
zu verunsichern und die öffentliche Meinung zu manipulieren, kann 
eine ernsthafte Bedrohung für die Union selbst darstellen", so 
Baudilio Tomé Muguruza, das für die Prüfung zuständige Mitglied des 
Europäischen Rechnungshofs. "Die Bürgerinnen und Bürger der EU 
müssen wissen, ob der Aktionsplan der EU gegen Desinformation 
wirksam ist." Bei der Bekämpfung von Desinformation muss das 
richtige Gleichgewicht zwischen der Erhaltung der Demokratie in der 
EU einerseits und der Wahrung der Grundrechte der freien 
Meinungsäußerung und des Medienpluralismus andererseits 
gefunden werden. 
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Europäischer Grüner Deal: 

Die Europäische Kommission hat am 31. 03. 2020 eine öffentliche 
Konsultation gestartet, in der sie um Beiträge dazu bittet, wie die 
Klimaziele für das Jahr 2030 erhöht und die Treibhausgasemissionen 
weiter reduziert werden können. Die Online-Konsultation endet am 
23. Juni 2020. Auch wenn die EU-Kommission sich derzeit auf die 
Bewältigung der Coronakrise konzentriert, geht die Arbeit an ihren 
politischen Prioritäten weiter. Dazu gehört auch der Europäische 
Grüne Deal. Die EU-Kommission eröffnet damit die Konsultation zu 
den Klimazielen 2030. 

 

Millionen Schulkinder werden dank des EU-Schulprogramms 
auch im nächsten Schuljahr Milch, Obst und Gemüse 
erhalten 

Für das Schuljahr 2020/21 erhält Deutschland 35,2 Mio. Euro für 
gesunde Ernährung in Schulen, EU-weit stehen 250 Mio. Euro bereit, 
wie die Kommission am 31.03.2020 bekannt gab. Die Kommission 
stellte zudem klar, dass im laufenden Schuljahr 2019/2020 die 
Coronakrise von den Mitgliedstaaten als „höhere Gewalt“ anerkannt 
werden kann. Damit können Lieferanten von verderblichen Waren, 
die im Rahmen des Programms an Schulen verteilt werden sollten, 
entschädigt und die Produkte etwa an Krankenhäuser oder Wohl-
tätigkeitsorganisationen gespendet werden. 

 

Ungarn: Europäische Grundwerte sind auch bei Notmaß-
nahmen in der Coronakrise nicht verhandelbar  

Demokratie kann ohne freie, unabhängige Medien nicht funktionie-
ren! Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat die 
Mitgliedstaaten mit Blick auf ihre Notfallmaßnahmen wegen der 
Coronapandemie zur Einhaltung der europäischen Grundwerte 
aufgerufen: „Es ist äußerst wichtig, dass die Notfallmaßnahmen nicht 
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auf Kosten unserer in den Verträgen verankerten Grundprinzipien 
und Werte gehen. Demokratie kann ohne freie und unabhängige 
Medien nicht funktionieren. Die Achtung der Meinungsfreiheit und 
der Rechtssicherheit sind in diesen unsicheren Zeiten von wesent-
licher Bedeutung“. Die Notfallmaßnahmen der Mitgliedstaaten sind 
auch Thema auf der kommenden Kommissionsitzung.  

 

Reporter ohne Grenzen (RSF) ist zutiefst beunruhigt über 
das vom ungarischen Parlament verabschiedete Gesetz zur 
Bekämpfung des Coronavirus 

Ministerpräsident Orbán missbraucht die Corona-Krise, um nach der 
absoluten Macht über die ungarischen Medien zu greifen. Dieses 
Gesetz droht, die letzten unabhängigen Journalistinnen und Journa-
listen im Land mundtot zu machen“, sagte der Geschäftsführer von 
Reporter ohne Grenzen, Christian Mihr. „Die Europäische Union muss 
Ungarn jetzt mit massivem Druck klarmachen, dass dieses Gesetz in 
der jetzigen Form völlig inakzeptabel ist. Andernfalls droht 
unabsehbarer Schaden für den Schutz der Grundrechte und für den 
Kampf gegen die Corona-Pandemie auch in anderen EU-Ländern.“ 
Das neue Gesetz verleiht Ministerpräsident Viktor Orbán in der 
Corona-Krise fast unbegrenzte Sondervollmachten. Unter anderem 
kann die Regierung während des Notstands den Vollzug von Gesetzen 
aussetzen. Für die öffentliche Verbreitung von Falschmeldungen oder 
„verzerrten Fakten“ sieht das Gesetz bis zu fünf Jahre Haft vor. Zur 
Begründung argumentiert die Regierung, wegen der hohen An-
steckungsgefahr im ganzen Land sei die Öffentlichkeit während der 
Pandemie besonders empfänglich für Falschmeldungen. Kommis-
sionspräsidentin von der Leyen erklärte: 

„Die Europäische Union ist auf den Werten von Freiheit, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschenrechte gegründet. 
Diese Werte sind uns allen gemeinsam. Wir müssen sie aufrecht-
erhalten und verteidigen, auch in diesen herausfordernden Zeiten. In 
den vergangenen Wochen haben mehrere EU-Regierungen Notfall-
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maßnahmen ergriffen, um die durch den Ausbruch des Coronavirus 
verursachte Gesundheitskrise zu bewältigen. Wir leben in außer-
gewöhnlichen Zeiten, und die Regierungen müssen im Prinzip über 
die notwendigen Instrumente verfügen, um schnell und wirksam zum 
Schutz der öffentlichen Gesundheit unserer Bürger zu handeln. Es ist 
jetzt wichtiger denn je, dass Journalisten ihre Arbeit frei und präzise 
ausüben können, um Desinformationen entgegenzuwirken und 
sicherzustellen, dass unsere Bürger Zugang zu wichtigen Informatio-
nen haben. Alle Notfallmaßnahmen müssen sich auf das Notwendige 
beschränken und strikt verhältnismäßig sein. Sie dürfen nicht un-
begrenzt andauern. Darüber hinaus müssen die Regierungen dafür 
sorgen, dass solche Maßnahmen regelmäßig überprüft werden. Die 
Europäische Kommission wird im Geiste der Zusammenarbeit die 
Anwendung der Sofortmaßnahmen in allen Mitgliedstaaten genau 
überwachen. Wir alle müssen zusammenarbeiten, um diese Krise zu 
meistern. Auf diesem Weg werden wir unsere europäischen Werte 
und Menschenrechte wahren. Das ist es, was wir sind, und das ist es, 
wofür wir stehen.“ 

 

Corona-Pandemie und die Verhandlungen zum Brexit – 
Nachfolgeabkommen 

Die Corona-Pandemie hat auch deutliche Auswirkungen auf die 
Verhandlungen zwischen der Europäischen Union und dem Britischen 
Königreich zum Nachfolgeabkommen nach dem Brexit. Nach Ver-
schiebung mehrerer Verhandlungstermine legte die  EU-Kommission 
am 18.03.2020 einen Entwurfstext eines Nachfolgeabkommens vor. 
Es handelt sich dabei um ein umfassendes, weiteichendes Abkom-
men, das so gut wie alle Bereiche der bisherigen Beziehungen 
tangiert, wobei die britische Seite deutlich andere Vorstellungen von 
Inhalt und Verfahren hat. Besonders bedeutsam sind für Mecklen-
burg-Vorpommern die vorgeschlagenen Regelungen zum Fischerei-
sektor. Im Kapitel 5 soll ein System der gegenseitigen Abstimmung in 
Fischereifragen etabliert werden. Mit dem damit garantierten gegen-
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seitigen Zugang zu den Gewässern wäre den europäischen und 
Landesinteressen gedient. Das ist aber erst einmal nur der Vorschlag 
der EU-Kommission, die britische Seite hat wegen der Corona- 
Pandemie darauf noch nicht reagiert. Insgesamt sind die Verhand-
lungen de facto zum Stillstand gekommen. Die EU hat darauf 
gedrängt, dass die Verhandlungen ausgesetzt und die Übergangs-
phase bis über das Jahr 2020 hinaus verlängert wird. Boris Johnson 
hatte dies mit Verweis auf die geltende britische Rechtslage 
ausdrücklich zurückgewiesen. Dies war aber bevor er sich durch 
seinen Gesundheitsminister mit Corona infiziert hatte. Nun mehren 
sich die Aussagen der britischen Arbeitsebene, dass eine 
Verschiebung nicht mehr zu umgehen sei. Dies ist aber bisher (noch) 
nicht offizielle Linie. 

 

EU-Kommission erhöht die Möglichkeiten zur Unterstützung 
der Wirtschaft 

Sie wird 37 Milliarden Euro aus ihren Strukturfonds ziehen, um 
Maßnahmen gegen die Auswirkungen der Corona-Krise zu finan-
zieren. Außerdem hat sie am 02. 04. 2020 ein weiteres Paket verab-
schiedet, das die dafür nötige Umwälzung milliardenschwerer EU-
Fonds ermöglichen soll. Neben einem weiteren 100 Milliarden Euro-
Paket zum Schutz von Arbeitsplätzen schlägt die Behörde dazu 
tiefgreifende Änderungen der EU-Strukturfonds vor. „Wir müssen alle 
unsere Instrumente nutzen. Wir werden jeden im EU-Haushalt 
verfügbaren Euro umwidmen, und wir werden alle Regeln lockern“, 
sagte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen dazu. 
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Schreiben des Ministeriums für Inneres und Europa von 
Mecklenburg-Vorpommern vom 19. 03. 2020 

Maßnahmen zur Vermeidung der Ausbreitung von SARS-CoV-2 bei 
Sitzungen kommunaler Vertretungskörperschaften 

Vor dem Hintergrund der infektionsschutzrechtlichen Maßnahmen 
zur Verringerung der Ausbreitung von SARS-CoV-2 sind auch Über-
legungen dahingehend anzustellen, ob und wie Sitzungen kommuna-
ler Vertretungskörperschaften stattfinden können. 

Mit der bei solchen Sitzungen gleichzeitigen Anwesenheit der 
Mandatsträger, der Öffentlichkeit und ggf. weiterer Personen 
(Bürgermeister, Verwaltungsmitarbeiter) geht zwangsläufig das Risiko 
einer Übertragung von SARS-CoV-2 innerhalb dieses Personenkreises 
einher. In der Folge sind sowohl eine Beeinträchtigung der Arbeits-
fähigkeit der Vertretungsorgane denkbar als auch negative Auswir-
kungen auf den Infektionsschutz der Gesamtbevölkerung. 
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Ich nehme dies zum Anlass, Sie dahingehend zu informieren, welche 
Maßnahmen im Einklang mit der Kommunalverfassung ergriffen 
werden können, um die Handlungsfähigkeit der kommunalen 
Vertretungskörperschaften und auch der kommunalen Körperschaft  
als Ganzes zu erhalten. 

1. Verschiebung geplanter Sitzungen 

2. Reduzierung der Tagesordnung 

3. Beteiligung der Öffentlichkeit 

4. Übertragung von Kompetenzen 

5. Eilentscheidungsrecht 

6. Beschlussfähigkeit 

7. Umlaufbeschlüsse 

8. Untere Rechtsaufsichtsbehörden 

 
Besprechung der Bundeskanzlerin 

mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder am 22. März 2020 

 
Die rasante Verbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) in den 
vergangenen Tagen in Deutschland ist besorgniserregend. Wir 
müssen alles dafür tun, um einen unkontrollierten Anstieg der 
Fallzahlen zu verhindern und unser Gesundheitssystem leistungsfähig 
zu halten. Dafür ist die Reduzierung von Kontakten entscheidend. 
Bund und Länder verständigen sich auf eine Erweiterung der am 12. 
März beschlossenen Leitlinien zur Beschränkung sozialer Kontakte: 
I. Die Bürgerinnen und Bürger werden angehalten, die Kontakte zu 
anderen Menschen außerhalb der Angehörigen des eigenen Haus-
stands auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren. 
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II. In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den 
unter I. genannten Personen ein Mindestabstand von mindestens 1,5 
m einzuhalten. 
 
III. Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer 
weiteren nicht im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der 
Angehörigen des eigenen Hausstands gestattet. 
 
IV. Der Weg zur Arbeit, zur Notbetreuung, Einkäufe, Arztbesuche, 
Teilnahme an Sitzungen, erforderlichen Terminen und Prüfungen, 
Hilfe für andere oder individueller Sport und Bewegung an der 
frischen Luft sowie andere notwendige Tätigkeiten bleiben selbst-
verständlich weiter möglich. 
 
V. Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen, in 
Wohnungen sowie privaten Einrichtungen sind angesichts der 
ernsten Lage in unserem Land inakzeptabel. Verstöße gegen die 
Kontakt-Beschränkungen sollen von den Ordnungsbehörden und der 
Polizei überwacht und bei Zuwiderhandlungen sanktioniert werden. 
 
VI. Gastronomiebetriebe werden geschlossen. Davon ausgenommen 
ist die Lieferung und Abholung mitnahmefähiger Speisen für den 
Verzehr zu Hause. 
 
VII. Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie Friseure, 
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und ähnliche 
Betriebe werden geschlossen, weil in diesem Bereich eine körperliche 
Nähe unabdingbar ist. Medizinisch notwendige Behandlungen blei-
ben weiter möglich. 
 
VIII. In allen Betrieben und insbesondere solchen mit Publikums-
verkehr ist es wichtig, die Hygienevorschriften einzuhalten und 
wirksame Schutzmaßnahmen für Mitarbeiter und Besucher umzu-
setzen. 
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IX. Diese Maßnahmen sollen eine Geltungsdauer von mindestens 
zwei Wochen haben. Bund und Länder werden bei der Umsetzung 
dieser Einschränkungen sowie der Beurteilung ihrer Wirksamkeit eng 
zusammenarbeiten. Weitergehende Regelungen aufgrund von regio-
nalen Besonderheiten oder epidemiologischen Lagen in den Ländern 
oder Landkreisen bleiben möglich. Bund und Länder sind sich darüber 
im Klaren, dass es sich um sehr einschneidende Maßnahmen handelt. 
Aber sie sind notwendig und sie sind mit Blick auf das zu schützende 
Rechtsgut der Gesundheit der Bevölkerung verhältnismäßig. 
 
Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder danken insbesondere den Beschäftigten im Gesund-
heitssystem, im öffentlichen Dienst und in den Branchen, die das 
tägliche Leben aufrecht erhalten sowie allen Bürgerinnen und 
Bürgern für Ihr Verantwortungsbewusstsein und Ihre Bereitschaft, 
sich an diese Regeln zu halten, um die Verbreitung des Coronavirus 
weiter zu verlangsamen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
29 

 

Aus dem „Informationsblatt Nr. 1“ (Stand: 19.03.2020) 
des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur MV 

 
Die notwendigen drastischen Schritte zur Eindämmung des Covid-19 
bringen viele Kulturschaffende in eine existentielle Notlage. Landes- 
und Bundesregierung sind aktuell dabei, vielfältige Hilfs- und Unter-
stützungsmaßnahmen zu erarbeiten. Vor diesem Hintergrund errei-
chen uns zahlreiche Fragen zu unterschiedlichsten Problemlagen, die 
sich aus den aktuellen Entscheidungen rund um das Thema „Corona“ 
ergeben. Um Transparenz und einen guten Informationsfluss herzu-
stellen, starten wir heute, beginnend mit Nr.1 dieses Informations-
blattes, wichtige Hinweise für die unterschiedlichen Zielgruppen aus 
Kunst und Kultur bereitzustellen. Weil wir täglich neue Entwicklungen 
haben, werden wir diese Informationen nach und nach ergänzen und 
auf www.kultur-mv.de zur Verfügung zu stellen. 
 
PROJEKTFÖRDERUNG 
Die Trägerlandschaft gerät aktuell in ihrer Gesamtheit in Gefahr. 
Nicht alle sind davon gleichermaßen betroffen, aber ein Teil der 
Träger könnte ohne die Absicherung der laufenden Projektförderung 
schon binnen kurzer Zeit nicht mehr existieren und viele Projekte sind 
in Gefahr. Deshalb gibt es derzeit Abstimmungen mit dem Finanz-
ministerium zur Sicherstellung eines unbürokratischen Verwaltungs-
handelns. 
Im ersten Schritt weisen wir ausdrücklich auf die gemäß der Allgemei-
nen Nebenbestimmungen zur Projektförderung ohnehin bestehen-
den Mitteilungspflichten hin. Hierfür reicht zunächst eine formlose 
schriftliche Information an die Fördermittelgeber, in der die geplante 
Änderung angezeigt und begründet wird. Bitte erwägen Sie sehr 
gründlich, welche finanziellen Verpflichtungen Sie etwa durch 
Vertragsabschlüsse oder das Auslösen von Aufträgen eingehen. Hier 
gilt die Schadensminderungspflicht, nach der nicht zwingend notwen-
dige Ausgaben zu unterlassen sind. Hierzu sind wir im Übrigen auch 
im Austausch mit den anderen Förderern von Kunst und Kultur.  
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PROJEKTE IM GANZTÄGIGEN LERNEN 
Bedingt durch die aktuellen Schulschließungen im Zuge der Corona-
Schutzmaßnahmen können außerschulische Partner ihrer vertraglich 
vereinbarten Angebotsdurchführung für die Schülerinnen und Schü-
ler momentan nicht nachkommen. Im Normalfall gilt: Vergütung bzw. 
Aufwandsentschädigung werden nur für die tatsächlich geleistete 
Tätigkeit gezahlt. Jetzt ist eine besondere Situation eingetreten, die 
weder von der Schule noch vom Partner selbst zu verantworten ist. 
Vor diesem Hintergrund sind wir auch hier bemüht, mit dem 
Finanzministerium eine Kulanzlösung herbeizuführen. Näheres folgt. 
 
NOTHILFEN 
Die Landesregierung erarbeitet derzeit einen Nothilfefonds u.a. für 
die betroffenen Einrichtungen in Kunst und Kultur, politischer Bildung 
und Gedenkstättenarbeit geben, um auch Kulturschaffenden und Ein-
richtungen der politischen Bildung in dieser harten Zeit zu helfen. 
Zudem setzt sich das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur gemeinsam mit den anderen Kulturministerien der Länder auf 
Bundesebene dafür ein, dass auch die Träger aus diesen Bereichen in 
den Nothilfefonds des Bundes bzw. bei anderen Hilfestellen 
berücksichtigt werden. Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpom-
mern hat zur Abfederung der Auswirkungen auf die Wirtschaft, also 
auch auf die Kulturwirtschaft, ein 100-Millionen-EURO-Sofortpro-
gramm aufgelegt. Bei dieser Art der Förderung handelt es sich um 
Darlehen – also rückzahlbare Zuschüsse.  
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Aus dem „Informationsblatt Nr. 2“ (Stand: 24.03.2020) 
des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur MV 

 
Nach den Entscheidungen des Bundes und des Landes Mecklenburg-
Vorpommern sind unten stehende Punkte ergänzt und aktualisiert 
worden.  
Bis einschließlich 19. April 2020 sind alle Veranstaltungen verboten. 
Es gibt keine Personenuntergrenze und im Kulturbereich keine 
Ausnahmen. In Folge der Abstimmungen zwischen Bund und Ländern 
vom 22. März 2020 gilt vor allem, Kontakte zu anderen Menschen 
außerhalb des Angehörigenkreises auf ein absolut nötiges Minimum 
zu reduzieren. 
 
PROJEKTFÖRDERUNG 
Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur M-V sichert 
den Einrichtungen zu, dass die Landeszuschüsse nicht deshalb 
gekürzt werden, weil die Erbringung des Zuwendungszwecks durch 
die Corona-Krise nicht möglich ist. Bewilligungen und Auszahlungen 
sind weiter möglich. Projekte, die nach dem 19. April 2020 geplant 
sind, sollten – sofern sie nicht verschoben werden können – zunächst 
weiter vorbereitet werden, bis weitere Entscheidungen vorliegen. 
Hier gilt dennoch die Schadensminderungspflicht, nach der nicht 
zwingend notwendige Ausgaben zu unterlassen sind. Sollten sich die 
Projekte im weiteren Verlauf nicht realisieren lassen, werden dabei 
anfallende und nicht vermeidbare Kosten im Sinne des 
Vertrauensschutzes nicht zurückgefordert. 
 
PROJEKTE IM GANZTÄGIGEN LERNEN 
Bedingt durch die aktuellen Schulschließungen im Zuge der Corona-
Schutzmaßnahmen können außerschulische Partner ihrer vertraglich 
vereinbarten Angebotsdurchführung für die Schülerinnen und Schü-
ler momentan nicht nachkommen. Jetzt ist eine besondere Situation 
eingetreten, die weder von der Schule noch vom Partner selbst zu 
verantworten ist. Auch hier soll von Rückforderungen abgesehen 
werden.  
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Verschärfte Regelungen für Ostern in Mecklenburg-
Vorpommern 

Aus einer Sitzung der Landesregierung am 02. 04. 2020 
 

 
1.  
Touristische Tagesausflüge in Erholungsgebiete wie die Ostssee-
inseln, die gesamte Ostseeküste und die Mecklenburgische Seen-
platte sind verboten. 
 
2.  
Nur Kinder, Eltern und Großeltern dürfen sich gegenseitig besuchen, 
dies sollte aber nach Möglichkeit auch unterlassen werden. 
 
3. 
Spaziergänge, Sportaktivitäten, Radfahren usw. ist nur maximal zu 
zweit und in unmittelbarer Nähe der Wohnung gestattet. 
 
4. 
Für touristische Fahrten oder Urlaubsaufenthalte von Bewohnern 
anderer Bundesländer ist Mecklenburg-Vorpommern gesperrt. 
 
5. 
Diese verschärften Regelungen gelten nach dem bisherigen Stand bis 
zum 19. 04. 2020. Ihre Einhaltung wird verschärft kontrolliert. 
 
6.  
Ab sofort gelten in Mecklenburg-Vorpommern Verstöße gegen die 
geltenden Regelungen als Ordnungswidrigkeiten und können nach 
einem Bußgeldkatalog bestraft werden. 
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